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Ueber einige literariſche Erſcheinungen auf dem Gebiete der Ver⸗ 
waltungsreform. Von Dr. Franz v. Juraſchek. (Schluß.) 

Mittheilungen aus der Praxis. 

Einer Entſcheidung über das Anſuchen um Errichtung einer Betriebsanlage hat 
jedenfalls (auch wenn ein Edictalverfahren nicht ſtattzufinden hat) eine com⸗ 
miſſionelle Verhandlung unter Zuziehung der Intereffenten und von Sach⸗ 
verſtändigen voranzugehen ($ 32 Gew.⸗Ord.). 

Eine Beſitzſtörung wird auch durch die Provocirung des einem Andern die Vor⸗ 
nahme von Handlungen unterſagenden Verbotes einer politiſchen Behörde 
begangen. (88 2, 5 poss. summ.) 

Zur Entſcheidung hierüber ſind die Gerichte berufen. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 1 ae 


rn 
Ueber einige literariſche Erſcheinungen auf dem Ge- 
biete der Berwaltungsreform. 


Von Dr. Franz v. Juraſchek. 
(Schluß.) 

Die fünf im Vorſtehenden beſprochsnen Arbeiten markiren, wie 
geſagt, den Entwicklungsgang der Reſormfrage in Verwaltungsſachen. 
Kurz nachdem die Gemeindegeſetze in Thätigkeit getreten waren, zeigte 
ſich nämlich auch ſchon die Unfähigkeit der Gemeinden den geſtellten 
Anforderungen zu genügen; aber man vertröſtete ſich damals auf das 
Einleben der Geſetze, oder gar auf die Verbreitung einer gründlichen 
Volksbildung! Man hat Jahre gewartet, natürlich ohne Erfolg. Auch 
die Anhänger der Gemeindegeſetze treten nicht mehr unbedingt für die⸗ 
ſelben ein, man wünſchte ſogar einzelne Aenderungen, doch dürften dieſe 
ja keine tiefeingreifenden ſein. Auf dieſem Standpunkt befindet ſich die 
Arbeit Herrmann's. Erſt nachdem die Praxis und theilweiſe die Volks⸗ 
ſtimme all die homöopathiſchen Doſen und Mittelchen als unzulänglich 
nachgewieſen, bekamen die Vertreter energiſcher Eingriffe das Ober⸗ 
waſſer. Hier zeigten ſich zwei Richtungen. Die eine wollte den Gemein⸗ 
den ihren ſelbſtſtändigen Wirkungskreis erhalten und ſchlug zu dieſem 
Zwecke oft höchſt gefährliche Mittel vor, ſo z. B. daß man der auto⸗ 
nomen, ſich ſelbſtbeſtimmenden Gemeinde einen befehlenden Herrn an 
die Seite ſetze und damit den Schein der Autonomie auf Koſten einer 
wahren Autonomie und guten Verwaltung rette; fo Myrbach. Die an⸗ 
dere prüfte ehrlich und ohne Scheu den Pulsſchlag der Verwaltung 


zwei Richtungen nebeneinander her: Vermehrung der Bezirkshauptmann 
ſchaften, reſp. Verkleinerung ihres Verwaltungsgebietes — Bo velin o — 
und Einführung ſog. Expoſituren — der Anonymus. — Dabei 
konnte man jedoch nicht ſtehen bleiben, man mußte vielmehr den ganzen 
Kreis der Verwaltung der Betrachtung und Kritik unterziehen. Letztere 
fiel mager genug aus, die Reformvorſchläge waren dagegen zahlreicher. 
Den nächſten Anhaltspunkt boten die Verwaltungseinrichtungen in Ba⸗ 
den, die neuen Geſetze in Preußen. Man begriff, daß ihre unmittel⸗ 
bare Uebertragung für Oeſterreich nicht angehe; man änderte ſie, ver⸗ 
ſtieß dabei aber ſtark gegen theoretiſche Grundſätze — Myr bach, 
Bovelino. — Die Reaction mußte ſich ſofort geltend machen. Ein 
Reformvorſchlag, deſſen Hauptſtärke theoretiſche Conſequenz iſt, verlangt 
den gänzlichen Umſturz der Verwaltungseinrichtungen, die Erfetzung 
derſelben durch ein neues in ſich gleichartiges Syſtem von autonomen 
und ſtaatlichen Behörden — Obentraut. — 

Wir ſind am Ende. Von der Negation des Einzelnen ſtiegen 
wir zu jener der Geſammtheit auf und von vagen Reformandeutungen 
gelangten wir zur detaillirten Darſtellung der einzelnen vorgeſchlagenen 

Verwaltungseinrichtungen. Einen Fortſchrift gäbe es da nur, indem man 


ſchritt verſchrieen werden; gleichviel, wir behaupten, daß er auch prakti⸗ 
ſche und wahre Errungenſchaften enthalte und zwar in zwei Richtungen. 
Wir wiſſen, was die Grundlage jeder künftigen Reſorm der Verwal⸗ 
tung ſein muß und wir wiſſen, wo der Knoten, welcher die ſernere 
Löſung der Frage hindert, zu ſuchen iſt. Dies aufzuweiſen, halten wir 
uns nach vorſtehenden Kritiken berechtigt und verpflichtet. 

Die Vorbedingungen jeder künftigen Verwaltungsreform find nämlich: 

1. Ausgiebige Verengerung des ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſes 
der Gemeinde, ſo daß er regelmäßig bloß zu enthalten hätte: die freie 
Verwaltung des Vermögens ſowie der auf den Gemeindeverband ſich 
beziehenden Angelegenheiten; Verleihung des Heimatrechtes; die Sorge 
für die Erhaltung der Gemeindeſtraßen, Wege, Plätze und Brücken; 
die Sorge für die Gemeindewohlthätigkeitsanſtalten und die durch das 
Geſetz zu regelnde Einflußnahme auf die von der Gemeinde erhaltenen 
Mittelſchulen, dann auf die Volksſchulen, die Sorge für die Errichtung, 
Erhaltung und Dotirung der letzeren mit Rückſicht auf die noch be⸗ 
ſtehenden Schulpatronate. 

2. Handhabung der Ortspolizei durch ſtaatliche Behörden und 
als Organe letzterer durch die Gemeindevorſteher. 8 

3. Zurückführung der Ortsgemeinden auf die Ortſchaft, reſp. mög⸗ 
lichſte Annäherung an dieſe durch Bewilligung aller einlangenden Tren⸗ 


und fand als einziges Heilmittel: Verengerung des ſelbſtſtändigen nungsgeſuche. 

Wirkungskreiſes; ſo der Anonymus. Dadurch trat ein neues Stadium Die Nothwendigkeit der Annahme dieſer Grundſätze von der 
der Reformfrage ein, man mußte nun auch die Organiſation der poli⸗ praktiſchen Seite zur Genüge nachgewieſen zu haben, iſt die eine Er⸗ 
tiſchen Behörden in den Rahmen der, Reform ziehen, da ja dieſen die rungenſchaft der oben kritiſirten Schriften, fie find darin nahezu einig. 
ausgeſchiedenen Geſchäfte zu übertragen waren und da gingen wieder Nachzutragen wäre nur noch, daß die Theorie gegen jene Sätze nicht 


die nöthigen Geſetze ſelbſt abfaßte. Das mag nun als ideeller Fort⸗ 


nur nichts einzuwenden habe, ſondern fie geradezu fordern muß. Man 
definire den Staatszweck, wie man will, als Herſtellung der Rechts⸗ 


ordnung, als Förderung aller Volkszwecke u. ſ. w., immer werden doch 
in ihm als unabweisbare Aufgaben der Staatsthätigkeit Verwaltungs⸗ 
gegenſtände gelegen ſein, welche der Art. V des Gemeindegeſetzes vom 
5. März 1862 den Gemeinden überläßt. Und in der That die Sorge 


für die Sicherheit der Perſon und des Eigenthums, die Geſinde- und 


Arbeiterpolizei, die Sittlichkeitspolizei u. ſ. w. kann und darf der 
Staat niemals aus ſeinem Thätigkeitskreis weiſen. Er 
kann es nicht, weil ſein ganzer ſicherer Beſtand auf der Erhaltung 
der Rechtsordnung, ſein fortſchreitendes Gedeihen auf der Hebung des 
Volkswohles beruht, 
nicht von dem guten Willen einzelner Körperſchaften abhängig machen 
kann, die ſeiner Einflußnahme entzogen ſind. Er darf es nicht 
weil der Staatsbürger das Recht beſitzt, vom Staate ſelbſt in ſeiner 
Sicherheit, in ſeinen Rechten geſchützt und in ſeinen Intereſſen, ſeinen 
Zwecken gefördert zu werden, ſo daß auch eine genügende Erfüllung 
dieſes ſtaatsbürgerlichen Verlangens von anderer als ſtaatlicher Seite 


den Staat nicht einmal von feiner Verpflichtung befreien würde. Die 


große Mehrzahl der im Art. V aufgezählten Verwaltungsagenden be⸗ 
rühren alſo das Intereſſe des Staates ſo intenſiv, daß ihre gute 
reſpective ſchlechte Beſorgung ihm durchaus nicht gleichgiltig ſein 


kann, ja deren beſonders engherzige Beſorgung ihm wie ihre Nicht⸗ 
Knotens, um deſſen Löſung es ſich zunächſt handelt. Nachdem nämlich 
leicht einwenden (jo der Anonymus), daß die aufgezählten Schlag: | 


beſorgung zu ſchaden vermag. (Sittlichkeitspolizeil) Man könnte viel⸗ 


worte nicht in dem Umfange verſtanden werden dürfen, wie ſie die 
Wiſſenſchaft nimmt, ſondern in einem viel beſchränkteren, da ſie mit 
den Worten eingeführt ſind: „In dieſem Sinne gehören hieher insbe⸗ 
ſondere:“. Dagegen läßt ſich einwenden, daß dieſe Worte nichts ein⸗ 
ſchränken; denn die Sätze, deren Sinn hiemit angezogen wird, ſind zu 
allgemein für eine ſolche Wirkung. „Der ſelbſtſtändige, das iſt der⸗ 
jenige Wirkungskreis, in welchem die Gemeinde .... verordnet“, kurz 
ſelbſtſtändig iſt (welche Tautologie !), heißt es da, „umfaßt überhaupt 
Alles was das Intereſſe der Gemeinde zun ächſt berührt“. Wenn 
das Wort „zunächſt“ das entſcheidende Criterium iſt, ſo wird es frag⸗ 
lich ſein, was nicht zunächſt das Gemeindeintereſſe und dann das 
Staatsintereſſe berührt. Wiederholte Raubanfälle in Gaſthäuſern einer 
Gemeinde gefährden gewiß zunächſt den Handel und Verkehr, den 


Fremdenzuzug in der betreffenden Gemeinde, es wäre ſomit die Ge⸗ 


meinde zur Strafrechtspflege berufen Bei Einfällen aus Nachbarſtaaten 
ſind gewiß die Grenzgemeinden die zunächſt Intereſſirten; die Auf⸗ 
ſtellung einer Militärmacht an der Grenze wäre alſo Gemeindeſache 
Wie Vieles berührt aber weder zunächſt das Staats⸗ noch das Gemeinde⸗ 
intereſſe, trotzdem daß es die Auslegung der Gemeinde zutheilt, z. B. 
wenn ein Dienſtbote nicht zur vertragsmäßigen Zeit eintritt, wenn je⸗ 


mand die Senkgrube unmittelbar neben dem Brunnen ſeines Nachbars 
anlegte u. ſ. w. Jedenfalls iſt hier der Staat als Vertreter der Rechts⸗ 


ordnung, als Förderer der Volkswirthſchaft näher betheiligt als die 
Gemeinde, zunächſt jedoch iſt der betroffene Private intereſſirt. — Viel⸗ 
leicht enthalten die folgenden Worte ein ſchärferes Criterium? „Der 
ſelbſtſtändige Wirkungskreis .. .. umfaßt .. Alles, was das Intereſſe 


der Gemeinde zunächſt berührt und innerhalb ihrer Grenzen durch ihre 
noch offen, hier iſt der Punkt, über welchen ſich insbeſondere die Prak⸗ 


eigenen Kräſte beſorgt und durchgeführt werden kann“. Wer wird 
läugnen wollen, daß es nicht wenigſtens eine große Anzahl von Ge⸗ 


meinden in Oeſterreich gibt, welche die Strafrechtspflege ausüben, eine 


Militärmacht aufſtellen könnten? Dieſen müßte ſomit das Recht hiezu 


gewährt werden und die anderen könnten zuſammengelegt werden? Oder 


ſtützt man ſich etwa auf die Worte „innerhalb ihrer Grenzen?“ Ein 
Raubmörder, der das Stadtgebiet nicht verläßt, fiele darnach etwa der 
Gemeindejuſtiz anheim; für den Geflohenen dagegen ſtellt der Staat 
den competenten Richter. Oder man könnte ſagen, inſofern als ein Ver⸗ 
brechen begangen wird, wobei der Verbrecher fliehen kann, hat der 
Staat das Richteramt, gegenüber anderen Verbrechen, z. B. von Sträf⸗ 


lingen im- Steafhaufe begangen, ſteht es der Gemeinde zu! Das find | 


die Conſequenzen der allgemeinen Sätze des Art. V. — Doch genug 
hievon. Es genüge zu wiſſen, daß zufolge der Eingangsworte des Art. V. 
(zumal wenn man erwägt, daß die Worte „in dieſem Sinne gehören 
hieher insbeſondere“ die folgende Aufzählung zu einer durchaus 
nicht erſchöpfenden machen, was auch die Meinung des damaligen Ab⸗ 


er ſomit ſeinen Beſtand, wie ſeine Wohlfahrt 
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an Gemeinden gedacht wie ſie gewöhnlich, meiſtens vorkommen, fo ift 
zu fragen, wie und woran erkennt man dieſe Normalgemeinde, dieſes 
Durchſchuittsmaß abſtracter Gemeinde⸗Intereſſen, — Grenzen und — 
Kräfte, wobei gar nicht daran gedacht wird, daß der Geſetzgeber bloß 
klare Gedanken ausſprechen ſoll. — 

Die Beſtimmungen des Art. V find daher nicht bloß praktiſch 
unzuläſſig, ſondern auch theoretisch unhaltbar, da ſie der Staatsver⸗ 
waltung Agenden entziehen, welche ihr zu beſorgen, durchaus zuſtehen. 
Statt der Art. IV, V, VI wären zwei zu ſetzen, deren einer zu lauten 
hätte: „Nach freier Selbſtbeſtimmung, bloß durch die Beſtimmungen 
der beſtehenden Reichs- und Landesgeſetze beſchränkt, verfügt die 
Gemeinde in folgenden Angelegenheiten“, worauf die obangeführten 
Verwaltungsgegenſtände namentlich anzuſetzen waren. Der andere Ar⸗ 
tikel wäre in dieſer Weiſe abzufaſſen, „worin der Gemeindevorſtand als 
Organ einer Staatsbehörde oder nach der Leitung derſelben zu handeln 
hat, das beſtimmen die allgemeinen Geſetze und innerhalb derſelben die 
Landesgeſetze“. Damit nun ſeien die Acten über dieſen Gegenſtand end— 
gültig geſchloſſen, denn über eine Frage noch länger zu ſprechen, nach— 
dem ſie durch die übereinſtimmende Erfahrung der Meiſten in einem 
Sinne gelöst wurde, in welchem ſie die Theorie entſchieden für ſich 
hat, wäre eine ungerechtfertigte Verſchwendung an Zeit und Geiſt. 

Die andere Errungenſchaft, welche wir der literariſchen Arbeit 
auf dieſem Gebiete zugeſprochen wiſſen möchten, iſt die Feſtſtellung des 


einmal die erſte Grundlage der Verwaltung, die Ortsgemeinde gegeben 
und ihr Organismus feſtgeſtellt iſt, iſt allein der höhere Aufbau des 
Verwaltungsorganismus in Betracht zu ziehen. Es ſind ſomit jetzt 
folgende Fragen zu beantworten. 

Soll auf Grundlage dieſer kleinen autonomen Körper, den Ort⸗ 
ſchaften, die autonome Verwaltung nach den Forderungen der Theorie 
eingerichtet werden als eine von der Staatsverwaltung durchweg ge⸗ 
trennte, beſtehend aus verſchiedenen Arten von Körperſchaften, deren 
jede einen völlig ausgeſonderten Verwaltungsgegenſtand (Straßenweſen, 
Armenweſen ꝛc.) zur Behandlung und deßhalb auch die nöthige Exe⸗ 
cutive zur Durchführung erhält? oder entſpricht es mehr dem 
praktiſchen Staatsbedürfniſſe, Selbſt⸗ und Staatsverwaltung derart zu 
verbinden, daß es nur eine Stufenfolge gemiſchter Behörden gibt, bei 
denen der Hauptſache nach die executive Gewalt dem Regierungselemente 
zuſteht, die Beſchlußfaſſung dem autonomen? — Bejaht man die erſte 
Frage, ſo kommt man zu einem Verwaltungsorganismus, mehr 
weniger ähnlich jenem Englands oder jenem, den Obentraut ſkizzirt 
hat; verneint man ſie und fällt der letzteren bei, dann wird man zu 
Verwaltungseinrichtungen gelangen, welche in einem gewiſſen Grade 
mit den preußiſchen oder jenen von Kaiſerfeld gewünſchten verwandt 
ſein werden. Wegen erſtere ſpricht die Complicirtheit des Organis⸗ 
mus, für letztere die außerordentliche Einſachheit desſelben; für 
erſtere wiederum die Theorie, die Wahrſcheinlichkeit, daß dann die 
autonomen Körper wirklich thätig ſein werden, und vor allem die 
Billigkeit; gegen letztere die Gefahr, welche immer in der Verquickung 
und gleichartigen Behandlung fremder Elemente liegt, die wahrſchein⸗ 
liche Erlahmung der Energie der Staatsbehörden und vor allem die 
große Belaſtung des Staatsbudgets. Man ſieht, hier liegen die Acten 


tiker mit Aufwand aller Erfahrung, alles Scharfſinnes, auszuſprechen 
haben. Für den reinen Theoretiker nämlich iſt die Sache faſt entſchieden, 
er kann ſich kaum für eine Verquickung von Staats⸗ und Selbſtver⸗ 
waltung erhitzen, er wird für den erſtern Gedanken ſein müſſen. Aber 
es iſt etwas anderes eine Inſtitution als Ideal vertheidigen und ſie 
zur Einführung in einem beſtimmten Staat vorſchlagen. Da muß den 
Staatsbedürfniſſen, den Volksgewohnheiten Rechnung getragen werden, 
da kann der Theoretiker nicht allein entſcheiden, er muß die Erfahrung 
hören, und zwar um ſo aufmerkſamer, als die vorliegende Frage ge⸗ 
wiß eben ſo bedeutend iſt, als jene, ob neben der Staatsverwaltung 
noch eine autonome oder ob eine reine Staatsverwaltung eingeführt 
werden ſoll. Ueberdies iſt ja der Theoretiker auch kaum im Stande 
ſich ſelbſt alle die Einwände des Praktikers zu conſtruiren, um ſie 
widerlegen zu können; alſo ſchon deßhalb muß er die Erfahrung 
ſprechen laſſen. Wir ſelbſt begnügen uns hier den Knotenpunkt vor⸗ 
läufig aufgewieſen zu haben, die Löſung desſelben Berufeneren über⸗ 


geordnetenhauſes war), eine Stadt wie Wien als ein vollendeter Staat laſſend. Bemerken möchten wir nur, daß gegenwärtig eine Beschränkung 
organiſirt werden könnte. Wenn man dagegen einwendet, es wurde nur auf obige Principienfrage geboten iſt und erſt, wenn ſich in der all⸗ 


gemeinen Meinung ein entſchiedenes Urtheil ausgebildet haben wird, 
eine detaillirte Ausführung am Platze ſein wird, welche jetzt entſchieden 
verſchwendet wäre. Nur für ein Reichsſicherheitsgeſetz ſollte davon eine 
Ausnahme gemacht werden, ja dafür wären Entwürfe abzufaſſen und 
zu veröffentlichen, weil der genau erörterte Gegenſtand eher die Regierung 
und den Reichsrath zur Einbringung eines ſolchen Geſetzes veranlaſſen wird. 

Schließlich ſei noch der Competenzſrage gedacht. Es iſt nämlich 


wiederholt hervorgehoben worden, daß es nicht klar ſei, wem das 


Recht zuſteht, die Verwaltungsreformen vorzunehmen. Auch hinter 
Kaiſerfelds vorzüglichen Ausführungen in dieſer Richtung e) ſteht der⸗ 
ſelbe Gedanke, und obwohl er ſich für die Competenz des Reichsrathes 
entſcheidet, fo ſchwebt doch das für den Juriften maßgebende Wort 
nur immer in den Lüften und wird nie ausgeſprochen, fo daß alles 
dort Entwickelte zwar in dem Momente einer beantragten Aenderung 
der Aufzählung des § 11 des Geſetzes vom 21. December 1867 (R. G. B. 
141) ganz außerordentlich bedeutend und wirkſam wäre, für den aus⸗ 
legenden Juriſten jedoch ſehr wenig maßgebend iſt. Ja man ging fo 
weit, daß man für die Aufhebung des Gemeindegeſetzes vom 5. März 
1862 durch den Reichsrath plaidirte, damit wenigſtens die Landtage 
freie Hand zur Reſorm erhielten, nachdem der Reichsrath ſchon nicht 
reformiren könne le). Wenn es wahr iſt, daß die Fixirung der all⸗ 
gemeinen Grundſätze einer Gemeindeorganiſation aus der Reichsraths⸗ 
competenz ausgeſchieden find, dann bedarf es aber keiner Aufhebung 
durch den Reichsrath mehr, ja er darf dieſe nicht einmal vornehmen 
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vom 5. März 1862, „2. die Sorge für die Sicherheit der Perſon und 
des Eigenthums“, ſoweit er den neuen Anordnungen widerſpräche, un⸗ 
mittelbar und fiir alle verſchiedenen Gemeindeordnungen der einzelnen 
Kronländer gleichmäßig aufgehoben, reſp. ſich der Wirkungskreis der 
Gemeinde in entſprechendem Maße verengern. Ebenſo iſt aber auch 
der Reichsrath berechtigt neue, allgemeine Grundzüge für die Organi⸗ 
ſation der Gemeinden, überhaupt alle Geſetze zu erlaſſen, welche die 
allgemeinen, allen Ländern nothwendig gleichmäßigen Grundſätze der 
Verwaltung enthalten. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


| &iner Entfcheidung über das Anfuchen um Errichtung einer Ber 
triebsanlage hat jedenfalls (auch wenn ein Edictalverfahren nicht 
ſtattzufinden hat) eine commiſſionelle Verhandlung unter Zuziehung 
der Jutereſſenten und von Sachverſtändigen voranzugehen (§ 32 


Gew.⸗O rd.). 


Die brauberechtigte Bürgerſchaft in K. iſt unterm 25. Septem⸗ 
ber 1875 bei dem Bürgermeiſteramte daſelbſt, um die Bewilligung 
eingeſchritten, das Haus Nr. 307 in ein Gährlocale und Eiskeller um⸗ 
bauen zu durfen. Das Bürgermeiſteramt hat nach vorgenommener Bau⸗ 
commiſſion das Bauproject der Bezirkshauptmannſchaft vorgelegt, nach⸗ 
dem es ſich im vorliegenden Falle um eine Bauführung zu gewerb⸗ 


und die Landtage haben ſchon freie Hand zu reformiren. Und ſollte lichen Zwecken handle und die Bezirkshauptmannſchaft allein darüber 
dieſe Schlußfolgerung unrichtig fein, dann iſt es ganz unbegreiflich, zu entſcheiden habe, ob hier der S 31 Gew.⸗Ord. in Anwendung komme. 
wie über einen Verwaltungsgegenſtand, welcher einmal durch ein Reichs⸗ Zugleich hat das Bürgermeiſteramt darauf hingewieſen, daß durch frühere 
geſetz geregelt wurde, irgend ein giltiges Landesgeſetz erlaſſen werden Entſcheidungen der politiſchen Behörden eine Erweiterung des Brauhauſes 


konnte, nachdem diesbezüglich die Competenz vom Reich auf die Länder 
übertragen wurde. Oder glauben jene wirklich, daß der incompetente 
Reichsrath allgemeine Reichsgeſetze über Gegenſtände, die ſeit 1861 in 
die Sphäre der Landtagscompetenz fallen, aufgehoben habe, damit die 
Landtage reformiren können? 

Die Sache iſt aber nicht ſo beſonders zweifelhaft. Völlig falſch 
iſt es nämlich, daß der Reichsrath zur Aenderung der allgemeinen 
Grundzüge der Gemeindeorganiſation nicht competent wäre. Bei der 


Geſetzesauslegung kommt es in erſter Linie ja doch nicht auf die 


in K. überhaupt als unzuläſſig erklärt worden ſei. 

Die Bezirkshauptmannſchaft hat hierauf ohne irgend eine commiſ⸗ 
ſionelle Verhandlung nachſtehende Entſcheidung ddo 16. December 1875 
gefällt: „Bereits mit dem Erlaſſe des beſtandenen Kreisamtes in E. 
vom 6. Juli 1857 wurde die Erweiterung des K. . er Brauhauſes 
aus curortlichen Rückſichten für unzuläſſig bezeichnet und auf die 
ſehr richtigen polizeilichen und curortlichen Bedenken, die ſich dem 
r vorgelegten Projecte entgegenſtellten, hingewieſen. Auf Grund 
dieſes Erlaſſes hat auch das K. . er Bezirksamt mit dem Erlaſſe 


Meinung des Geſetzgebers, etwa ſeine Hintergedanken an, ſondern auf vom 9. Juli 1857 die bezügliche Baubewilligung nicht ertheilt und 


die Worte, den Text des Geſetzes. Geben wir alſo zu, daß mit der 
Aenderung des $ 11 des Grundgeſetzes der Reichsvertretung vom 
26. Februar 1861 in den $ 11 des abändernden Geſetzes vom 21. De⸗ 
cember 1867 (R. G. B. 141), alſo mit der Auslaſſung einer Bezug⸗ 
nahme auf die allgemeinen Grundzüge der Gemeindeorganiſation etwas 
Erkennbares gedacht wurde, ſo darf dieſes doch nichts ſein, was mit 
dem Wortlaute, beziehungsweiſe mit dem Wortſinne des § 11 im 
Widerſpruch ſtände. Dieſer aber weist „alle Angelegenheiten, welche ſich 
auf Rechte, Pflichten und Intereſſen beziehen, die allen im Reichsrathe 
vertretenen Königreichen und Ländern gemeinſchaftlich ſind“ der reichs⸗ 


wurde der von der Brauverwaltung dagegen eingebrachte Recurs mit 
dem kreisämtlichen Erlaſſe vom 10. Jänner 1858 abgewieſen, welche 
längſt in Rechtskraft erwachſene Entſcheidung ausdrücklich jede Art 
der Erweiterung des Brauhauſes in K. als unzuläſſig bezeichnet. Da 
| die Verhältniſſe, welche den Beſtand des K. . . er Bräuhauſes in der 
nächſten Nähe der beliebteſten Promonade als eine Calamität erſchei⸗ 
nen laſſen, bis heutigen Tages unverändert fortbeſtehen, ja im Gegen⸗ 
theile wiederholt und in neueſter Zeit die Wahrnehmung gemacht wurde, 
daß der Kohlenrauch die Promenade beläſtigt, die Beſeitigung des 
Brauhauſes von ſeinem gegenwärtigen Standorte ein längſt gehegter 


räthlichen Competenz zu und führt dann fort: „es gehören daher zum Wunſch iſt, die Realiſirung dieſes von der Gemeinde K. bereits in's 


Wirkungskreiſe des Reichsrathes“. Dieſes „daher“ beweist, da ihm kein 
„nur“ folgt, daß die ſolgende Aufzählung keine erſchöpfende iſt, ſondern 
eine beiſpielsweiſe, welche diejenigen Gegenſtände anführt, die jedenfalls 
in die reichsräthliche Competenz ſallen, neben denen aber unter den 
allgemeinen Grundſatz paſſend noch andere ſtehen können. Ueberdies iſt 
ja auch in keiner Landesordnung der Abfatz II, I. im § 18 abgeändert 
worden und dieſer läßt den Landtagen bloß „die näheren Anordnungen 
inner den Grenzen der allgemeinen Geſetze in Betreff der Gemeinde⸗ 
angelegenheiten“ regeln 1). 

Darnach ift alſo der Reichsrath zur Erlaſſung z. B. eines Reichs⸗ 
ſicherheitsgeſetzes unbedingt berechtigt und würde durch dasſelbe auch 
ohne weitere Bemerkung der Paſſus im Art. V. des Gemeindegeſetzes 


8) Ihrgg. 1875 eben dieſer Zeitſchrift Nr. 31 im Schluß des Aufſatzes: „Ver⸗ 
waltungsgerichtshof und Verwaltungsreform“. 5 

10) Ein ähnlicher Gedanke ſcheint auch der Bemerkung des Anonymus auf S. 4 
zu Grunde zu liegen. . 

1) Vorſtehende Anſchauung wurde ſchon von einer andern tüchtigeren Feder 
und zwar in dieſer Zeitſchrift Ihrgg. 1876 Nr. 4 (1. Fortſetzung des Auf⸗ 
ſatzes: „Die Competenzſphären der Reichs⸗ und der Landesgefetzgebung auf 
dem Gebiete der Landescultur“) ausgeführt, es konnte ſomit gar nicht 
darauf ankommen, den Gedanken detaillirt darzustellen, ſondern bloß darauf, 
ihn in ſeiner Allgemeinheit und Anwendbarkeit für unſern Fall zu firiven, 
woran nach obigem Aufſatze ein Zweifel immerhin denkbar war. 


Auge gefaßten Planes aber nur erſchwert würde, je mehr die Locali⸗ 
täten und Nebengebäude des Brauhauſes ſich vergrößern oder 
durch Zubauten am Werthe gewinnen, da ferner die Umwandlung 
des Hauſes Nr. 307 zu einem Gährlocale und Eiskeller bei der Be⸗ 
engtheit der vorbeiführenden frequenten Straße zuverläſſig manchen 
Uebelſtand zu Folge haben müßte, die Schaffung eines neuen Gähr⸗ 
locales aber unſtreitig zur Betriebsanlage gehört, ſo iſt die hierſeitige 
Ingerenz auf das vorgelegte Geſuch der brauberechtigten Bürgerſchaft 
um Bewilligung zur Ungeftaltung des Hauſes Nr. 307 in ein Gähr⸗ 
locale und Eiskeller ſowohl vom Standpunkte der Gewerbeorduung als 
aus öffentlichen Rückſichten gerechtfertigt. Aus den erwähnten Gründen 
wird nun im Sinne des § 31 der Gew.⸗Ord. die beabſichtigte Er⸗ 
weiterung dieſer Betriebsanlage als nicht zuläſſig erklärt. Eine etwaige 
Hinweiſung auf den im vorhergegangenen Jahre anſtandlos durch⸗ 
geführten Bau eines Eiskellers kann im vorliegenden Falle nicht in 
das Gewicht fallen, weil es ſich damals nur um einen Eiskeller han⸗ 
delte, der dermalige Erweiterungsbau ein weit größerer iſt und durch 
das im vorigen Jahre gemachte Zugeſtändniß bereits die größtmögliche 
Rückſicht dem in Rede ſtehenden induſtriellen Unternehmen zu Theil 
geworden iſt.“ 

Dem gegen dieſe Entſcheidung eingebrachten Recurſe hat die 
Statthalterei mit Erlaß vom 3. März 1876 nach dem Antrage des 


Landesſanitätsrathes aus den in der angefochtenen Entſcheidung an⸗ 
geführten, „in den curortlichen Rückſichten ihre volle Begründung fin⸗ 
denden“ Motiven keine Folge gegeben. 

Die brauberechtigte Bürgerſchaft hat den Miniſterialrecurs über⸗ 
reicht und darin geltend gemacht: Zu dem beabſichtigten Umbau des 
Hauſes Nr. 307 ſei lediglich der Bauconſens der Baubehörde, keines⸗ 
wegs aber die Genehmigung der Gewerbsbehörde im Sinne des § 31 
der Gew.⸗Ord. erforderlich, da der beabſichtigte Umbau unter keine der 
im $ 31 Gew.⸗Ord. angeführten Betriebsanlagen ſubſumirt werden 
könne. Zur Errichtung eines neuen Brauhauſes müſſe wohl die Ge⸗ 
nehmigung der Betriebsanlage im Sinne des §S 36 Gew.⸗Ord. erwirkt 
werden. Allein hier handle es ſich nicht um die Errichtung eines 
neuen Brauhauſes, ja nicht einmal um die Erweiterung des bereits 
beſtehenden. Sollte übrigens auch angenommen werden, der fragliche 
Umbau ſei als gewerbliche Betriebsanlage anzuſehen, ſo könne nach 
dem Geſetze über das Begehren der Recurrenten nicht früher abgeſpro⸗ 
chen werden, inſolange die in der Gewerbeordnung vorgeſchriebene com- 
miſſionelle Verhandlung nicht ſtattgefunden habe. Im vorliegenden Falle 
ſei lediglich die Baucommiſſion abgehalten worden und bei dieſer habe 
Niemand Einſprache erhoben. In früheren Jahren ſei allerdings von 
Seite der k. k. Behörden der Beſtand des Bräuhauſes häufig als für 
den Curort nachtheilig angeſehen und behandelt worden. Durch die Er- 
richtung eines ſehr hohen Camins und ausſchließliche Verwendung von 
Lignitkohle ſeien aber die früheren Uebelſtände gänzlich behoben worden. 
Das Recurspetit lautete dahin, es möge unter Behebung der angefoch⸗ 
tenen Entſcheidungen ausgeſprochen werden, daß zu dem fraglichen Um⸗ 
bau die Genehmigung der Betriebsanlage geſetzlich nicht erforderlich 
ſei, eventuell möge die Genehmigung dieſer Betriebsanlage ertheilt 
werden. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 15. September 1876, 
Z. 8198 die Entſcheidungen der Unterbehörden aufzuheben befunden, 
„weil über das vom K. .. er Bürgermeiſter an die dortige Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft geleitete Baubewilligungsgeſuch der brauberechtigten 
Bürgerſchaft abgeſprochen wurde, ohne daß hierüber eine den Beſtim⸗ 
mungen der 88 31 und 32 der Gew. Ord. entſprechende Verhandlung 


unter Zuziehung der Intereſſenten und von Sachverſtändigen gepflogen 


worden wäre. Es iſt ſonach dieſe Verhandlung zu pflegen und auf 
Grund derſelben darüber, ob der Fall der gewerblichen Genehmigung 
einer gewerblichen Betriebsanlage vorhanden und ob dieſelbe zuläſſig 
ſei, inſtanzenmäßig zu entſcheiden“. 0. 


Eine Beſitzſtörung wird auch durch die Provocirung des einem 
Andern die Vornahme von Handlungen unterſagenden Verbotes 
einer politiſchen Behörde begangen. (§§ 2, 3 poss. summ.) 
Zur Entſcheidung hierüber ſind die Gerichte berufen. 


Das k. k. Bezirksgericht Beraun erkannte in der Proviſorialſtreit⸗ 
ſache des A., Klägers, gegen B., Geklagten, zu Recht: Es habe ſich 
B. dadurch, daß er dem C. durch den, durch ihn provocirten gemeinde⸗ 
ämtlichen Erlaß ddo. Beraun den 13. Auguſt 1875 bei Androhung 
einer Geldſtrafe verbot, von des Klägers Wieſe über die Wieſe des 
Geklagten zu fahren, einer Befisftörung ſchuldig gemacht — der citirte 
Gemeindeamtserlaß ſei rechtsunwirkſam und es habe ſich Geklagter B. 
jeder weiteren Störung des Rechtes des A., über die Wieſe des Ge⸗ 
klagten B. zu ſahren, bei ſonſtiger Geldſtrafe zu enthalten. 

Ueber Recurs des Geklagten behob das k. k. böhm. Oberlandes⸗ 
gericht den Erkenntnißbeſcheid ſammt dem vorausgegangenen Verfahren 
und wies den Kläger A. mit ſeiner Klage an die competente Behörde, 
weil dieſelbe gegen ein Erkenntniß gerichtet iſt, welches vom Bürger⸗ 
meiſteramte zu Beraun aus Anlaß einer bei demſelben wegen Frevel 
erhobenen Beſchwerde geſchöpft wurde, und mit derſelben auch die Be⸗ 
hebung dieſes Erkenntniſſes angeſtrebt wird, hiezu aber nicht das Ge⸗ 
vicht competent erſcheint. 

Ueber Reviſionsrecurs des Klägers hat jedoch der k. k. oberſte 
Gerichtshof, mit Entſcheidung vom 26. Jänner 1876, 3. 210, 
in der Erwägung, daß der Kläger in ſeiner Klage ausdrücklich 
behauptet, daß das dem C., welcher vom Kläger gekauften 
Klee von deſſen Felde über die Wieſe des Geklagten geführt hat, zu⸗ 
gegangene Verbot des Bürgermeiſteramtes zu Beraun vom 13. Auguſt 
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1875 über dieſe Wieſe zu fahren, über das Anſuchen des Geklagten 
erfloſſen ſei, ein ſolches Verbot der Ausübung eines bisher ausgeübten 
Fahrrechtes aber dann, wenn die fernere Ausübung wegen der ange⸗ 
drohten nachtheiligen Folgen erſchwert oder unmöglich gemacht wird, 

eine Beſitzſtörung zu begründen geeignet ift, ohne Rückſicht ob dieſes 
Verbot von dem Störenden unmittelbar ausgegangen iſt, oder ob er 

ſich einer Mittelsperſon bedient hal'; — daß ferner die Klage des A. 
gegen B. in feiner Eigenſchaft als Irheber des vorerwähnten Verbotes 
gerichtet iſt, keineswegs aber die Amtshandlung des Bürgermeiſteramtes 
angreift; in der Erwägung demnach, daß es ſich in dem vorliegenden 
Rechtsſtreite lediglich um die Entſcheidung der Frage handelt, ob der 

Kläger im letzten ſactiſchen Beſitze des Fahrrechtes über die Wieſe des 
Geklagten ſich befinde und C. dasſelbe im Namen des Klägers ausge⸗ 

übt habe, dann ob der Geklagte nach den obwaltenden Verhältniſſen 

bevechtiget geweſen ſei, dem C. das Fahren über feine Wieſe zu unter⸗ 
ſagen, welche Fragen als Rechtsfragen nur zur gerichtlichen Competenz 
gehören und ſomit die vom k. k. Oberlandesgerichte angenommene Un⸗ 
zuſtändigkeit der Gerichte nicht gegründet iſt, die angefochtene ober⸗ 
landesgerichtliche Verfügung aufgehoben und verordnet, das der Recurs 
des Geklagten, abgeſehen von dem Weiſungsgrunde, zu erledigen ſei. 
Ger.⸗Ztg. 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe Joſeph Haas anläßlich 
deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Hofrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Titular⸗Statthaltereirath und Bezirkshaupt⸗ 
mann Eduard Ritter v. Perger in Chrudim zum Statthaltereirathe in Böhmen 
ernannt. 

Seine Majeſtät haben über Antrag des Miniſters 
ihren Botſchafter Franz Grafen Zichy⸗Väſonykeö zum erſten und den diplo⸗ 
matiſchen Agenten und Generalconful in Bukureſt Heinrich Frh. v. Calice zum 
zweiten öſterr.⸗ungar. Bevollmächtigten bei der Conferenz in Conſtantinopel, 
Letzteren unter gleichzeitiger Beförderung zum wirklichen a. o. Geſandten und 
bevollmächtigten Miniſter ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Titular⸗ 
Miniſter Alfons Frh. de Pont ſowie d 
Teſchenberg zu wirklichen a. o. Geſan 
ernannt. 
Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrathe und Vorſtande des Rechnungs⸗ 
departements der k. k. Direction der Güter des Bukowinaer gr.⸗or. Religions⸗ 

fonds in Czernowitz Joſeph Kryspin taxfrei den Titel und Charakter eines 
Oberrechnungsrathes verliehen. 
| Der Finanzminiſter hat den Steuer⸗Oberinſpector Karl Schaſfenhauer 
| zum Finanzſecretär für den Bereich der Finanzdirection in Trieſt ernannt. 
| 


| 


des Aeußern Allerhöchſt⸗ 


a. o. Geſandten und bevollmächtigten 
en Hof⸗ und Miniſterialrath Ernſt v. 
dten und bevollmächtigten Miniſtern 


Erledigungen. 

Bezirksſecretärsſtelle bei der Bezirkshauptmannſchaft Hermagor in der 
zehnten Rangsclaſſe, bis 15. December. (Amtsbl. Nr. 268.) 

Zwei Vice⸗Forſtmeiſtersſtellen mit den Bezügen der achten Rangsclaſſe bei 

der Bucowinaer gr.⸗or. Religionsfondsdirection, bis 15. Decemb. (Amtsbl. Nr. 268.) 

Caſſendirectorsſtelle bei der Linzer Finanzlandescaſſe in der achten Rangs⸗ 

claſſe gegen Caution, bis Ende December. (Amtsbl. Nr. 269.) 


en — 
In Commiſſion bei der k. k. Hof⸗ und Staatsdruckerei in Wien wird im 
Laufe des Monats December 1826 erſcheinen und durch die Manz'ſche k. k. 
Hof⸗Verlags⸗ und Univerſttäts⸗Buchhandlung in Wien (I., Kohlmarkt 7) zu be⸗ 


ziehen ſein: 5 
Geſchäfts⸗ 


Dormerkblätter 


27 
für das Jahr 1877. 
V. Jahrgang. 
Mit Stempelſcalen, Intereſſen⸗, Gehalt⸗ und Lohnberechnungs⸗, Maß⸗ und 
Gewichts⸗, ſowie Münzvergleichungs⸗Tabellen und einer Ueberſicht der im Jahre 
1877 ſtattfindenden Ziehungen der an der Wiener Börſe notirten Staats⸗ und 
N Privat⸗Lottoanlehen. 

Groß⸗Octav. Steif broſchirt. 6 Bogen. Ladenpreis 30 kr. ö. W. 

Die Geſchäfts⸗Vormerkblätter dienen zunächſt für Beamte, Gemeindevorſteher, Advocaten, Notar 
und Aerzte, dann auch für Private zur Vormerkung der Amts⸗Commiſſionen, Tagſatzungen oder der an be⸗ 
ſtimmten Tagen abzuwickelnden Geſchafte, wozu für je eine Woche Eine Seite beſtimmt iſt. Bei jedem 
Tage findet ſich die Anzahl der in dem laufenden Fahre bereits verfloſſenen, ſowie der noch zurückzulegenden 
Tape verzeichnet, was einen ſchätzeuswerthen Behelf für vielerlei Bedürfniſſe des hiplichen Verkehrs lebens 
bilden wird. Außerdem tft zur Eintragung der Einnahmen und Ausgaben oder ſonſtiger Notizen für die 
einzelnen Monate je eine entſprechend rußreirte Seite gewidmet. Vermöge ihrer praktiſchen Einrichtung 
werden dieſe Vormerkblätter, die ſich einer von Jahr zu Jahr ſteigenden Nachfrage orfrenen, und deren 
letzter Jahrgang mit zwei Auflagen von 6500 Exemplaren Binnen ſechs Wochen vollſtändig vergriffen 
war, Jedermann willkommen ſein. 2 
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